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Allgemeine vorvertragliche  
Informationen bei im Fernabsatz  
geschlossenen Verträgen über  
Finanzdienstleistungen

Bei im Fernabsatz geschlossenen Verträgen über Finanzdienstleis-
tungen ist das Kreditinstitut verpflichtet, den Verbraucher recht-
zeitig vor Abschluss des Vertrages nach Maßgabe des Artikels 246b 
Einführungsgesetz zum Bürgerlichen Gesetzbuch (EGBGB) zu 
 informieren.

1. Name und Anschrift der Bank
Hausanschrift IKB Deutsche Industriebank AG
 Wilhelm-Bötzkes-Straße 1 
 40474 Düsseldorf 
 (nachfolgend „IKB AG“ oder „Bank“)

Postanschrift IKB Deutsche Industriebank AG
(IKB Privatkunden) Privatkundenservice
 Postfach 37 43
 90018 Nürnberg

Telefon 0211 / 73 14 12 00
Telefax 0211 / 73 14 12 09
E-Mail privatkunden@ikb.de
Internet www.ikb.de

2. Gesetzliche Vertretung der IKB AG (Vorstand)
Dr. Michael H. Wiedmann (Vorsitzender), 
Dr. Patrick Trutwein, Steffen Zeise

3. Eintragung im Handelsregister 
Amtsgericht Düsseldorf, HRB 1130

4. Umsatzsteueridentifikationsnummer
DE 121298843

5. Hauptgeschäftstätigkeit der Bank
Gegenstand der Unternehmenstätigkeit der IKB AG ist der Betrieb 
von Bankgeschäften aller Art und von damit zusammenhängenden 
Geschäften.

6. Zuständige Aufsichtsbehörden
Zuständige Aufsichtsbehörden sind die Bundesanstalt für Finanz-
dienstleistungsaufsicht, Graurheindorfer Straße 108, 53117 Bonn 
und Marie-Curie-Straße 24-28, 60439 Frankfurt am Main  
(Internet: www.bafin.de) sowie die Europäische Zentralbank,  
Sonnemannstraße 20, 60314 Frankfurt am Main (Internet:  
www.ecb.europa.eu). Die Bank wird im Institutsregister der BaFin 
unter der ID 104216 geführt.

7. Vertragssprache und anwendbares Recht
Die Vertragsbedingungen und diese Informationen nach den Vor- 
schriften des Fernabsatzes werden in deutscher Sprache mitgeteilt. 
Mit Ihrer Zustimmung werden wir während der Laufzeit des Ver- 
trages in Deutsch kommunizieren. Sowohl für die Aufnahme von 
Beziehungen vor Abschluss des Vertrages als auch für den Vertrag 
selbst gilt deutsches Recht.

8. Hinweis zum Bestehen einer freiwilligen  
Einlagensicherung
Die Bank ist dem Einlagensicherungsfonds des Bundesverbandes 
deutscher Banken e.V. angeschlossen (vgl. Nr. 20 der Allgemeinen 
Geschäftsbedingungen der Bank).

9. Beschwerde- und Alternative Streitbeilegungsverfahren
Der Kunde hat folgende außergerichtliche Möglichkeiten:

– Der Kunde kann sich mit einer Beschwerde an die im Preis- und 
Leistungsverzeichnis genannte Kontaktstelle der Bank wenden. 
Die Bank wird Beschwerden in geeigneter Weise beantworten, 
bei Zahlungsdiensteverträgen erfolgt dies in Textform (zum Bei- 
spiel mittels Brief, Telefax oder E-Mail).

– Die Bank nimmt am Streitbeilegungsverfahren der Verbraucher- 
schlichtungsstelle „Ombudsmann der privaten Banken“ (www. 
bankenombudsmann.de) teil. Dort hat der Verbraucher die 
 Möglichkeit, zur Beilegung einer Streitigkeit mit der Bank den 
Ombudsmann der privaten Banken anzurufen. Betrifft der Be-
schwerdegegenstand eine Streitigkeit über einen Zahlungs-
dienstevertrag (§ 675f des Bürgerlichen Gesetzbuches), können 
auch Kunden, die keine Verbraucher sind, den Ombudsmann der 
privaten Banken anrufen. Näheres regelt die „Verfahrensord-
nung des Ombudsmann der privaten Banken“, die auf Wunsch 
zur Verfügung gestellt wird oder im Internet unter www. 
bankenombudsmann.de abrufbar ist. Die Beschwerde ist in Text-
form (zum Beispiel mittels Brief oder E-Mail) an die Geschäfts-
stelle des Ombudsmanns der privaten Banken, Postfach 040307, 
10062 Berlin, E-Mail: schlichtung@bdb.de, zu richten.

– Ferner besteht für den Kunden die Möglichkeit, sich jederzeit 
schriftlich oder zur dortigen Niederschrift bei der Bundesanstalt 
für Finanzdienstleistungsaufsicht, Graurheindorfer Straße 108, 
53117 Bonn, über Verstöße der Bank gegen das Zahlungsdiens-
teaufsichtsgesetz (ZAG), die §§ 675c bis 676c des Bürgerlichen 
Gesetzbuches (BGB) oder gegen Artikel 248 des Einführungsge- 
setzes zum Bürgerlichen Gesetzbuche (EGBGB) zu beschweren.

– Die Europäische Kommission hat unter http://ec.europa.eu/ 
consumers/odr/ eine Europäische Online-Streitbeilegungsplatt- 
form (OS-Plattform) errichtet. Die OS-Plattform kann ein Ver- 
braucher für die außergerichtliche Beilegung einer Streitigkeit 
aus Online-Verträgen mit einem in der EU niedergelassenen Un- 
ternehmen nutzen.
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Bedingungen für das 
IKB Tagesgeld
Stand 08/2023

1. Vertragsschluss, Eröffnung eines IKB Tagesgeldkontos
Eine Anlage in Tagesgeld erfolgt bei entsprechendem Guthaben zu- 
lasten des Cashkontos als Verrechnungskonto auf einem separaten 
Tagesgeldkonto. Mit Eröffnung des Tagesgeldkontos erfolgt keine 
automatische Geldanlage; hierfür ist zusätzlich eine Überweisung 
des Anlagebetrages von dem Cashkonto auf das Tagesgeldkonto 
erforderlich. Der Auftrag zur Anlage eines Tagesgeldes wird über 
das Online-Banking erteilt. Nach Anlage des Tagesgeldes wird eine 
Bestätigung über die Anlage in das Online-Postfach eingestellt.

2. Wesentliche Merkmale IKB Tagesgeld
Das Tagesgeldkonto dient der Verwahrung von Guthaben sowie der 
Geldanlage und nimmt nicht am Zahlungsverkehr teil. Das 
Guthaben auf dem Tagesgeldkonto ist täglich fällig. Die Bank ist 
berechtigt, das Tagesgeldkonto aufzulösen und ein eventuell 
vorhandenes Guthaben auf das Cashkonto umzubu- chen, wenn in 
einem Zeitraum von 15 Monaten keine Geldanlagen auf dem 
Tagesgeldkonto getätigt werden und das Tagesgeldkonto ein 
Guthaben von weniger als 50,- EUR aufweist. 

3. Guthabenverzinsung
Der Guthabenzins ist variabel und bestimmt sich nach dem jeweils 
geltenden Zinssatz der Bank für Tagesgeld. Der aktuelle Zinssatz 
wird unter www.ikb.de bekannt gegeben. Die Zinsen werden  
quartalsweise berechnet und dem Tagesgeldkonto am Ende des 
Quartals gutgeschrieben.

4. Rechnungsabschluss
Soweit Umsätze auf dem Tagesgeldkonto erfolgen, wird jeweils 
zum Quartalsende, anderenfalls jährlich zum 31.12., eine Abrech-
nung erstellt und in das Online-Postfach eingestellt. Einwendungen 
wegen Unrichtigkeit oder Unvollständigkeit eines Rechnungs-
abschlusses hat der Kontoinhaber spätestens vor Ablauf von 
6 Wochen nach dessen Zugang zu erheben. Macht er seine Einwen-
dungen in Textform geltend, genügt die Absendung innerhalb der 
6-Wochen-Frist. Das Unterlassen rechtzeitiger Einwendungen gilt 
als Genehmigung. Auf diese Folge wird im Rechnungsabschluss von 
der Bank gesondert hingewiesen. Der Kontoinhaber kann auch 
nach Fristablauf eine Berichtigung des Rechnungsabschlusses ver-
langen, muss dann aber beweisen, dass das Konto zu Unrecht belas-
tet oder eine Gutschrift nicht erteilt wurde.

5. Entgelte
Die Bank ist berechtigt, Entgelte für die Verwahrung von Guthaben 
oberhalb des Freibetrags und für die Erbringung von Zusatz-
leistungen nach dem jeweils aktuellen Preis- und Leistungs-
verzeichnis der Bank zu erheben, welches unter www.ikb.de 
eingesehen werden kann. Verzichtet die Bank vorübergehend ganz 
oder teilweise auf die Erhebung eines Entgelts, so begründet dies 
keinen Anspruch auf einen solchen Verzicht auch in Zukunft.

6. Kontoinhaber
(1) Konten werden nur für natürliche Personen mit Wohnsitz in 
Deutschland und auf eigene Rechnung geführt. Das Konto darf nur 
privat genutzt werden, d.h. eine Verwendung als Geschäftskonto 
durch Freiberufler, Gewerbetreibende und sonstige Unternehmen 
ist nicht zulässig.

(2) Minderjährige Kontoinhaber sind bis zur Volljährigkeit nicht 
verfügungsberechtigt. Die Verfügungsberechtigung steht den ge- 
setzlichen Vertretern zu und erlischt mit Volljährigkeit des Minder- 
jährigen.

7. Gemeinschaftskonten mit Einzelverfügungsberechtigung 
(„Oder-Konten“)
(1) Gemeinschaftskonten werden für bis zu zwei natürliche volljäh- 
rige Personen eröffnet. Die Bank führt ausschließlich Gemein- 
schaftskonten mit Einzelverfügungsberechtigung jedes Kontoinha- 
bers. Jeder Kontoinhaber kann – vorbehaltlich der Regelung in 
Absatz 2 – ohne Mitwirkung des anderen Kontoinhabers verfügen 
und zulasten des Gemeinschaftskontos alle mit der Kontoführung 
im Zusammenhang stehenden Vereinbarungen treffen.

(2) Eine Kontovollmacht kann nur von allen Kontoinhabern ge-
meinschaftlich erteilt werden. Der Widerruf durch einen der 
 Kontoinhaber führt zum Erlöschen der Vollmacht. Über den Wider-
ruf ist die Bank unverzüglich und aus Beweisgründen möglichst 
schriftlich zu unterrichten. Jeder Kontoinhaber kann einzelne Kon-
ten allein auflösen; die Auflösung der gesamten Kontoverbindung 
kann nur durch die Kontoinhaber gemeinschaftlich erfolgen.

(3) Bei Tod eines Kontoinhabers bleiben die Befugnisse des ande-
ren Kontoinhabers unverändert bestehen. Jedoch kann der überle-
bende Kontoinhaber ohne Mitwirkung der Erben des verstorbenen 
Kontoinhabers die Konten auflösen. Die Rechte des verstorbenen 
Kontoinhabers werden durch dessen Erben gemeinsam wahr-
genommen.

8. Steuern und Abgaben
Kapitalerträge sind steuerpflichtig. Gemäß den jeweils geltenden 
gesetzlichen Bestimmungen nimmt die Bank den Steuerabzug auf 
Kapitalerträge (Kapitalertragsteuer sowie ggf. Kirchensteuer) und 
den Abzug des Solidaritätszuschlags als Ergänzungsabgabe vor. Die 
einbehaltenen Steuern und Abgaben meldet die Bank ordnungs-
gemäß an und führt diese an das Finanzamt ab. Der Abzug von 
Steuern und Abgaben erfolgt nicht, wenn der Kunde der Bank einen 
Freistellungsauftrag nach amtlich vorgeschriebenen Vordruck oder 
eine Nichtveranlagungsbescheinigung des für ihn zuständigen 
Wohn sitzfinanzamts im Original vorlegt.

9. Abtretung/Verpfändung
Konten können auf Anweisung gesetzlich legitimierter Organe ge- 
pfändet werden. Die vertragliche Abtretung oder Verpfändung von 
Guthaben ist ausgeschlossen.

Widerrufsbelehrung

Abschnitt 1  
Widerrufsrecht
Sie können Ihre Vertragserklärung innerhalb von 14 Tagen 
ohne Angabe von Gründen mittels einer eindeutigen Er-
klärung widerrufen. Die Frist beginnt nach Abschluss des 
 Vertrags und nachdem Sie die Vertragsbestimmungen ein-
schließlich der Allgemeinen Geschäftsbedingungen sowie alle 
nachstehend unter Abschnitt 2 aufgeführten Informatio-
nen auf einem dauerhaften Datenträger (z. B. Brief, Telefax, 
E-Mail) erhalten haben. Zur Wahrung der Widerrufsfrist 
 genügt die rechtzeitige Absendung des Widerrufs, wenn 
die Erklärung auf einem dauerhaften Datenträger erfolgt. Der 
Widerruf ist zu richten an:

IKB Deutsche Industriebank AG
Privatkundenservice
Wilhelm-Bötzkes-Straße 1
40474 Düsseldorf
Telefaxnummer: 0211 / 73 14 12 09
E-Mail: privatkunden@ikb.de

Abschnitt 2  
Für den Beginn der Widerrufsfrist erforderliche  
Informationen
Die Informationen im Sinne des Abschnitts 1 Satz 2 umfassen 
folgende Angaben:
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 1.  die Identität des Unternehmers; anzugeben ist auch das  
öffentliche Unternehmensregister, bei dem der Rechtsträger 
eingetragen ist, und die zugehörige Registernummer oder 
gleichwertige Kennung;

 2.  die Hauptgeschäftstätigkeit des Unternehmers und die für 
seine Zulassung zuständige Aufsichtsbehörde;

 3.  die ladungsfähige Anschrift des Unternehmers und jede  
andere Anschrift, die für die Geschäftsbeziehung zwischen 
dem Unternehmer und dem Verbraucher maßgeblich ist, bei 
juristischen Personen, Personenvereinigungen oder Perso-
nengruppen auch den Namen des Vertretungsberechtigten;

 4.  die wesentlichen Merkmale der Finanzdienstleistung sowie 
Informationen darüber, wie der Vertrag zustande kommt;

 5.  den Gesamtpreis der Finanzdienstleistung einschließlich  
aller damit verbundenen Preisbestandteile sowie alle über 
den Unternehmer abgeführten Steuern oder, wenn kein ge-
nauer Preis angegeben werden kann, seine Berechnungs-
grundlage, die dem Verbraucher eine Überprüfung des Prei-
ses ermöglicht;

 6.  gegebenenfalls zusätzlich anfallende Kosten sowie einen 
Hinweis auf mögliche weitere Steuern oder Kosten, die nicht 
über den Unternehmer abgeführt oder von ihm in Rechnung 
gestellt werden;

 7.  eine Befristung der Gültigkeitsdauer der zur Verfügung ge-
stellten Informationen, beispielsweise die Gültigkeitsdauer 
befristeter Angebote, insbesondere hinsichtlich des Preises;

 8.  Einzelheiten hinsichtlich der Zahlung und der Erfüllung;
 9.  das Bestehen oder Nichtbestehen eines Widerrufsrechts  

sowie die Bedingungen, Einzelheiten der Ausübung, ins-
besondere Name und Anschrift desjenigen, gegenüber dem 
der Widerruf zu erklären ist, und die Rechtsfolgen des Wi-
derrufs einschließlich Informationen über den Betrag, den 
der Verbraucher im Fall des Widerrufs für die erbrachte 
Leistung zu zahlen hat, sofern er zur Zahlung von Werter-
satz verpflichtet ist (zugrunde liegende Vorschrift: § 357b 
des Bürgerlichen Gesetzbuchs);

10.  die vertraglichen Kündigungsbedingungen einschließlich 
etwaiger Vertragsstrafen;

11.  die Mitgliedstaaten der Europäischen Union, deren Recht 
der Unternehmer der Aufnahme von Beziehungen zum Ver-
braucher vor Abschluss des Vertrags zugrunde legt;

12.  eine Vertragsklausel über das auf den Vertrag anwendbare 
Recht oder über das zuständige Gericht;

13.  die Sprachen, in denen die Vertragsbedingungen und die in 
dieser Widerrufsbelehrung genannten Vorabinformationen 
mitgeteilt werden, sowie die Sprachen, in denen sich der 
 Unternehmer verpflichtet, mit Zustimmung des Verbrau-
chers die Kommunikation während der Laufzeit dieses Ver-
trags zu führen;

14.  den Hinweis, ob der Verbraucher ein außergerichtliches Be-
schwerde- und Rechtsbehelfsverfahren, dem der Unterneh-
mer unterworfen ist, nutzen kann, und gegebenenfalls des-
sen Zugangsvoraussetzungen;

15.  das Bestehen eines Garantiefonds oder anderer Entschädi-
gungsregelungen, die weder unter die gemäß der Richtlinie 
2014/49/EU des Europäischen Parlaments und des Rates 
vom 16. April 2014 über Einlagensicherungssysteme (ABl. 
L 173 vom 12.6.2014, S. 149; L 212 vom 18.7.2014, S. 47; 
L 309 vom 30.10.2014, S. 37) geschaffenen Einlagensiche-
rungssysteme noch unter die gemäß der Richtlinie 97/9/EG 
des Europäischen Parlaments und des Rates vom 3. März 
1997 über Systeme für die Entschädigung der Anleger (ABl. 
L 84 vom 26.3.1997, S. 22) geschaffenen Anlegerentschädi-
gungssysteme fallen.

Abschnitt 3  
Widerrufsfolgen
Im Fall eines wirksamen Widerrufs sind die beiderseits 
 empfangenen Leistungen zurückzugewähren. Sie sind zur 
Zahlung von Wertersatz für die bis zum Widerruf erbrachte 

Dienstleistung verpflichtet, wenn Sie vor Abgabe Ihrer Vertrags-
erklärung auf diese Rechtsfolge hingewiesen wurden und aus-
drücklich zugestimmt haben, dass vor dem Ende der Widerrufs-
frist mit der Ausführung der Gegenleistung begonnen werden 
kann. Besteht eine Verpflichtung zur Zahlung von Wertersatz, 
kann dies dazu führen, dass Sie die vertraglichen Zahlungsver-
pflichtungen für den Zeitraum bis zum Widerruf dennoch erfül-
len müssen. Ihr Widerrufsrecht erlischt vorzeitig, wenn der 
Vertrag von beiden Seiten auf Ihren ausdrück lichen Wunsch 
vollständig erfüllt ist, bevor Sie Ihr Widerrufsrecht ausgeübt 
haben. Verpflichtungen zur Erstattung von Zahlungen müs-
sen innerhalb von 30 Tagen erfüllt werden. Diese Frist be-
ginnt für Sie mit der Absendung Ihrer Widerrufserklärung, für 
uns mit deren Empfang.

Ende der Widerrufsbelehrung


